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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Christel Deichmann, Horst Sielaff, 
Anke Fuchs (Köln), weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/4449 - 


Förderung der landwirtschaftlichen Verwertung von Klärschlammen 
und Komposten 


A. Problem 

Die Bereitschaft der Landwirte, Klärschlamm und Kompost auf 
ihren Flächen einzusetzen, stagniert bzw. ist weiter gesunken. 
Die Verwertung von Kompost, Klärschlamm und anderen Sekun- 
därrohstoffdüngern in der Landwirtschaft ist langfristig nur mög- 
lich, wenn die Akzeptanz bei den Landwirten gefördert und die 
Haftungsrisiken nicht auf den einzelnen Landwirt abgewälzt 
werden. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung soll unverzüglich dem Deutschen Bundes- 
tag den Entwurf einer Rechtsverordnung zur Bildung eines Klär- 
schlanimhaftungsfonds vorlegen. Darüber hinaus soll die seit Jah- 
ren angekündigte Verordnung vorgelegt werden, mit der insge- 
samt die Verwertung von Kompost und anderen Sekundärrohstof- 
fen in der Landwirtschaft geregelt wird. In der noch zu schaffen- 
den Kompostverordnung sowie in der Klärschlammverordnung 
ist das Prinzip der Schadstoffminimierung festzuschreiben. Im 
übrigen ist der Geltungsbereich der Klärschlamm- und der noch 
zu schaffenden Kompostverordnung auch auf solche Rekulti- 
vierungsflächen auszudehnen, die möglicherweise in Zukunft 
wieder landwirtschaftlich genutzt werden soUen. 

Mehrheitliche Ablehnung im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/4449 - abzulehnen. 


Bonn, den 12. Juni 1996 


Der Ausschuß für Ernährungr Landwirtschaft und Forsten 

Peter Harry Carstensen (Nordstrand) Christel Deichmann 

Vorsitzender Berichterstatterin 


Ulrich Junghanns 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Christel Deichmann und Ulrich Junghanns 


1. Beratungsgang 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 104. Sitzung 
am 9. Mai 1996 den Antrag - Drucksache 13/4449 - 
beraten und federführend an den Ausschuß für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten sowie zur Mit- 
beratung an den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit überwiesen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat am 12. Juni 1996 den Antrag beraten 
und dem federführenden Ausschuß mitgeteilt, daß er 
auf eine Beratung der Vorlage verzichtet. 

Der federführende Ausschuß hat die Vorlage in sei- 
ner 45. Sitzung am 12. Juni 1996 beraten. 

2. Inhalt der Vorlage 

Die Antragsteller wollen mit ihrem Antrag darauf 
hinwirken, daß der Deutsche Bundestag die Bundes- 
regierung auf fordert, 

- unverzüghch dem Deutschen Bundestag den Ent- 
wurf einer Rechtsverordnung zur Bildung eines 
Klärschlammfonds gemäß § 9 Abs. 3 des Dünge- 
mittelgesetzes vorzulegen, 

- endhch die seit Jahren angekündigte Verordnung 
vorzulegen, mit der insgesamt die Verwertung von 
Kompost und anderen Sekundärrohstoffen in der 
Landwirtschaft geregelt werden soll, 

- in der noch zu schaffenden Kompostverordnung 
wie in der Klärschlammverordnung das Prinzip 
der Schadstoffminimierung festzuschreiben, 

- den Geltungsbereich der Klärschlamm- und der 
noch zu schaffenden Kompostverordnung auch 
auf solche Rekultivierungsflächen auszudehnen, 
die möghcherweise in Zukunft wieder landwirt- 
schafüich genutzt werden sollen. 

3. Beratung im 10. Ausschuß 

Die Fraktion der SPD im Ausschuß verwies nochmals 
auf ihre Begründung in der Drucksache 13/4449 und 
bekräftigte die Dringhchkeit eines Klärschlammhaf- 
tungsfonds, der mehr als überfällig sei, da das Kreis- 
laufwirtschaftsgesetz demnächst in Kraft trete. Im 


übrigen hielt es die antragstellende Fraktion für eine 
unbestrittene Tatsache, daß in sehr vielen Fällen 
Klärschlämme sehr hoch belastet seien, so daß unbe- 
dingt auf eine Schadstoffminimierung hingezielt wer- 
den müsse. Dies könne nur durch nachprüfbare Kon- 
troUmaßnahmen gewährleistet werden. 

Seitens der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. wur- 
de vorgeschlagen, angesichts der Zusage der Bun- 
desregierung noch bis Ende Juni 1996 die gewünsch- 
ten Entwürfe vorzulegen und den Antrag daher für 
„gegenstandslos" zu erklären. Eine Diskussion in der 
Sache sei erst dann sinnvoll, wenn entsprechende 
Vorschläge der Bundesregierung den Ausschußmit- 
ghedem vorliegen würden. 

Auch mit den Aussagen von Landesregierungen zu 
diesem Thema müsse man sich auseinandersetzen. 

Von seiten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
wurde angekündigt, daß man dem Antrag nicht zu- 
stimmen könne, da die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN die Haftungsregelung für „äußerst proble- 
matisch" halte. Die im Antrag vorgesehene Regelung 
lasse die tatsächliche Verursachung unberücksich- 
tigt. Im Ergebnis könnte die Existenz eines Haftungs- 
fonds als „Freibrief" für die behebige Aufbringung 
belasteter Klärschlämme mißverstanden werden. Man 
vermisse konkrete Regelungen über Vermischungs- 
verbote und Kriterien, welche Klärschlämme in wel- 
cher Form aus gebracht werden dürften. 

Die Fraktion der SPD hat zu ihrem Antrag - Drucksa- 
che 13/4449 - einen modifizierten Änderungsantrag 
auf Ausschuß-Drucksache 13/512 zu Punkt 1 des 
Antrages eingebracht. Mit diesem Änderungsantrag 
sollten die Worte „bis spätestens Mai 1996" durch 
das Wort „unverzüghch" ersetzt werden. 

Der Ausschuß hat den Antrag - Drucksache 13/4449 - 
unter Berücksichtigung des Änderungsantrages - Aus- 
schuß-Drucksache 13/512 - mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der antrag- 
stellenden Fraktion sowie bei Enthaltung der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS mehrheithch abgelehnt. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten empfiehlt daher dem Deutschen Bundestag, 
den Antrag - Drucksache 13/4449 - abzulehnen. 


Bonn, den 12. Juni 1996 

Christel Deichmann Ulrich Junghanns 

Berichterstatterin Berichterstatter 
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